
KOMMENTARE
Wahl in den Niederlanden

Knut Pries, Brüssel

Die EU feiert das
Resultat der

Wahlen in Oranje-
Land. Frohe Bot-
schaften,wohinman
schaut: Wer für das
gemeinsame Euro-
pa kämpft, steht
nicht auf verlore-
nem Posten. Nicht alles, was
schief gehen kann, geht auch
schief. Nicht immer wird aus
dem übelsten Szenario Wirk-
lichkeit. Und nicht überall
rutscht die Demokratie auf der
schiefen Ebene in Richtung
maximale Unvernunft.

Der Vormarsch der Popu-
listen ist erst einmal gestoppt.
Die PVV des Islamhassers und
EU-Verächters Geert Wilders
hat zwar zugelegt, ist aber weit
davon entfernt, stärkste Kraft
zu werden oder aus dem Rück-
raum mitzuregieren. Wilders
wird die Politik seines Landes
nicht maßgeblich bestimmen.
Jetzt nicht und vielleicht nie.

Die nächste Regierung
dürfte wieder vom liberal-
konservativen Mark Rutte ge-
führt werden – auch dank des
unfreiwilligen Wahlhelfers
Erdogan. Rutte hat sein Land
gegen die Übergriffigkeiten
und Rempeleien des türki-
schen Präsidenten mit mar-
kigen Sprüchen verteidigt.
Fremdenfeindlichkeit und
Europahäme hat er sich aber
nicht zu eigen gemacht. Den
Bürgern war es robust genug.

Genauso wertvoll ist der Be-
fund, dass in Holland mit Gro-
enLinks und der soziallibera-
len D66 die beiden Parteien mit
dem dicksten Zugewinn einen

unerschrocken eu-
ropäischen Kurs
fahren. Das Signal
ist für die EU-Part-
ner umso beachtli-
cher, als es von ei-
ner enorm zahl-
reich an den Urnen
erschienenen Be-

völkerung gegeben wurde. Vor
einem Jahr, als die Nieder-
länder in einer europaskepti-
schen Aufwallung gegen den
Kooperationsvertrag mit der
Ukraine stimmten, musste
man das Schlimmste befürch-
ten: Ein EU-Kernland schien
ins nationale Nirgendwo ab-
zudriften. Die Sorge hat sich
erst einmal verflüchtigt.

Der wichtigste Effekt der
Holland-Wahl ist die Ermu-
tigung für das, was folgt. Die
Niederlande waren laut Rutte
nur „das Viertelfinale“. Soll
heißen: Die beiden Schluss-
Etappen kommen noch: die
französischen Wahlen im
Frühjahr, die Bundestagswahl
Ende September. Für beide gilt
Günther Oettingers Merksatz:
„Wo Demokraten keine Feh-
ler machen, haben die Popu-
listen in Europa ihren Höhe-
punkt hinter sich.“

In Frankreich haben sich
Konservative und Sozialisten
mit eigenen Fehlern ins Ab-
seits manövriert. Nun ist es an
Emmanuel Macron, den Front
National und Marine Le Pen
auf Distanz zu halten. Seine
Chancen für den Sieg im Halb-
finale sind gestiegen. Immer-
hin. knut.pries@
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ZEICHNUNG: PEPSCH GOTTSCHEBER

Die US-Notenbank hat die Zinsen
angehoben, mittelfristig muss auch Europa reagieren

Von Reinhard Becker,
Frank Siebelt und Hakan Ersen

¥ Berlin/Frankfurt. Die Zinserhö-
hung in den USA setzt die Europäi-
sche Zentralbank EZB unter Druck,
ihre Politik des ultra-billigen Geldes
zu beenden. Die US-Notenbank (Fed)
hat den Leitzins gerade ein weiteres Mal
leicht erhöht. Sie reagiert damit auf die
mittlerweile rund laufende US-Kon-
junktur und einen weitgehend leer ge-
fegten Arbeitsmarkt. Laut Fed-Chefin
Janet Yellen birgt ein zu zögerlicher
Kurs große Risiken: „Das würde spä-
ter schnellere Schritte nötig machen,
wobei die USA in die Rezession stür-
zen könnten.“ Die Währungshüter
wollen aber angesichts der auf noch
mehr Wachstum ausgerichteten Wirt-
schaftspläne Trumps auch keine
Überhitzung der Konjunktur riskie-
ren: Nach jeweils nur einem Schritt in
den beiden Vorjahren sollen 2017 noch
zwei weitere folgen. Viele Börsianer
stellen sich auf Juni und September ein.

Das dürfte Folgen auch für die Eu-
ropäische Zentralbank haben. Spätes-
tens wenn die Wahlschlachten in
Frankreich und in Deutschland ge-
schlagen sind, dürfte auch die EZB ers-
te Signale aussenden.

Sollten die Zinsen mittelfristig stei-
gen, hätten Sparer wieder mehr von ih-
rem Geld. Umgekehrt müssten Häus-
lebauer aber auch mehr Zinsen für ih-
re Hypotheken zahlen. Für das Ban-
kengeschäft wäre die Zinswende gut:
Die Banken in der Eurozone leiden sehr
unter den niedrigen Zinsen. Deshalb
sind die Rufe nach höheren Zinsen ins-
besondere aus der Finanzbranche laut.

Bisher aber hält Draghi die Geld-
schleusen offen – auch, weil die Wirt-
schaft mit der massiven Arbeitslosig-

keit in Südeuropa eigentlich noch nicht
so weit sei. Erst vergangene Woche
kündigte Draghi an, dass die Anlei-
hekäufe der EZB zunächst weiterge-
hen sollen – das ist das Gegenteil ei-
ner Zinserhöhung.

Die EZB hatte die Niedrigzins-Pha-
se mit der Abwehr eines Preisverfalls
auf breiter Front – einer Deflation –
begründet, der die Wirtschaft lähmen
könnte. Doch längst steigt die Infla-
tion wieder und hat die EZB-Ziel-
marke von zwei Prozent erreicht. „Die
Deflationsgefahr ist vorüber. Das er-
laubt es der EZB, allmählich aus ei-
nem Krisenmodus auszusteigen“,
prognostiziert Allianz-Chefvolkswirt
Michael Heise. Das sieht auch Bruno
Cavalier, Chefvolkswirt des französi-
schen Brokerhauses Oddo Securities,
ähnlich: „Der Prozess wird schritt-
weise erfolgen, der erste davon – das
Abschmelzen der Anleihenkäufe – wird
nicht vor 2017 beginnen.“

Gefühlte Inflation
¥ Steigende Kosten für Benzin
und Lebensmittel lassen die
Preise in der Wahrnehmung
der Verbraucher so stark stei-
gen wie seit viereinhalb Jahren
nicht mehr. Die gefühlte Infla-
tionsrate kletterte im Februar
auf 3,8 Prozent, wie Berech-
nungen der Großbank Uni-
Credit ergaben. Das ist der
höchste Wert seit August 2012.
Die offizielle Teuerungsrate
liegt dagegen bei nur 2,2 Pro-
zent. Die Differenz kommt
zustande, weil UniCredit Wa-
ren und Dienstleistungen nach
ihrer Kaufhäufigkeit gewichtet.

Windkraft in OWL auf Rekordkurs

Christian Geisler

Windkraft spaltet die Re-
gion. Für Investoren,

Landbesitzer und viele Um-
weltschützer sind Windräder
ein begrüßenswertes Zeichen
der Energiewende. Für An-
wohner zerstören sie einfach
nur das schöne Landschafts-
bild. Gesundheitliche Schä-
den, Vogelschutz, Beeinträch-
tigungen für Flora und Fauna:
Es werden viele Gründe an-
geführt, um die riesigen An-
lagen vor der eigenen Nase zu
verhindern. Wer möchte beim
täglichen Gang vor die Haus-
tür schon rotierende Wind-
räder hören? Niemand.

Es ist also verständlich, dass
riesige Windenergieanlagen
die Anwohner verärgern, dass
sie wütend werden, wenn Ro-
toren die Sicht aus dem Fens-
ter versperren. Und es ist rich-
tig und verständlich, dass sie
diese Wut auch laut und deut-
lich artikulieren.

Andererseits muss ein Bei-
trag zum Klimaschutz geleis-

tet werden. Wind ist eine kos-
tenlose und unbegrenzt ver-
fügbare Energieform, deren
Nutzung keine Ressourcen
verbraucht und keine Schad-
stoffe in die Luft bläst. Strom
aus Windkraft ist außerdem
günstiger als Strom aus kon-
ventioneller Erzeugung.

Die Windenergie kann für
sich allein gesehen zwar nicht
die Lösung des Problems der
zukünftigen Energieversor-
gung sein. Aber ihre Nutzung
wird im Energiemix der Zu-
kunft weltweit eine entschei-
dende Rolle spielen. Deshalb
bleibt gar nichts anderes üb-
rig, als Kompromisse auszu-
handeln. Gerade weil die Po-
sitionen von Befürwortern und
Gegnern von Windenergie
beide verständlich sind, muss
weiter gestritten werden um
den menschen- und umwelt-
verträglichen Ausbau dieser
Energieform. christian.geisler@

ihr-kommentar.de
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Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentralbank. FOTO: DPA

¥ Rom. Die populistische Welle von
Geert Wilders hat die Niederlande
nicht überwältigt. Ein Erfolg, den
Rutte auch dank seines unnachgie-
bigen Verhaltens in den vergange-
nen Tagen der Türkei und Erdogan
gegenüber verbuchen konnte.

¥ Paris. Die zum Test für Europa
gemachten Parlamentswahlen ha-
ben das Schlimmste verhindert. Die
Wähler haben anscheinend die Här-
te geschätzt, mit der ihr Minister-
präsident den Konflikt mit dem tür-
kischen Präsidenten geführt hat. Sie
sind auch dem Willen ihres Regie-
rungschefs gefolgt, die Spirale des
Populismus in Europa aufzuhalten.

¥ London. Mark Rutte verjagt die

Herausforderung Geert Wilders,
Niederlande weisen Rechtsaußen
zurück.

¥ Madrid. In den Parlamentswah-
len vom Mittwoch ist seine (Wilders)
Partei der Freiheit zwar von 15 auf
20 Sitze angewachsen, aber sie hat
ihr Ziel verfehlt. Somit ist Wilders
nicht zum ersten Sieger in der Liga
der europhoben Gruppen in Euro-
pa aufgestiegen, die auch über Spie-
ler in Frankreich, Deutschland und
Österreich verfügt.

¥ Stockholm. Es ist möglich, dass
wir heute Nacht eine Art Gegenbe-
wegung nach Trumps Wahlsieg in
den USA gesehen haben, nicht zu-
letzt von jungen Wählern in den
Vorstädten. Viele Politiker in Eu-

ropa haben heute erleichtert auf-
geatmet. Bald wartet das nächste
Drama mit der Präsidentenwahl in
Frankreich.

¥ Oslo. „Die EU ist mit einem
Schrecken davon gekommen. Geert
Wilders schnitt schwächer ab als er-
wartet, aber die niederländische
Wahl ist auch kein glasklarer Rück-
schlag für die äußere Rechte.“

¥ New York. Wähler, die in Re-
kordzahlen ihre Stimme abgegeben
haben, haben dennoch rechte und
Mitte-Rechts-Parteien belohnt, die
Teile von Wilders kompromissloser
Botschaft für sich vereinnahmt ha-
ben. Darunter auch die Partei des
Ministerpräsidenten, Mark Rutte.

¥ Berlin/Athen (rtr). Nach
dem vereitelten Anschlag mit
einer Paketbombe auf das
Bundesfinanzministerium hat
sich eine griechische Extre-
mistengruppe zu der Tat be-
kannt. Die Gruppe „Ver-
schwörung der Feuerzellen“
veröffentlichte ein entspre-
chendes Schreiben im Inter-
net, das die griechische Polizei
für echt hält. Im Pariser Büro
des Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF) wurde un-
terdessen bei der Explosion ei-
ner Briefbombe am Donners-
tag eine Mitarbeiterin verletzt.
Ob es einen Zusammenhang
mit der Paketbombensendung
an Bundesfinanzminister
Wolfgang Schäuble gibt, ist
unklar. Auf dem Brief wurde
laut griechischen Behörden ei-
ne Absenderadresse in dem
Mittelmeerstaat gefunden.

¥ Moskau (dpa). CSU-Chef
Horst Seehofer hat bei einem
Besuch in Moskau für ein En-
de der Sanktionen gegen Russ-
land im Fall einer friedlichen
Lösung in der Ostukraine ge-
worben. Wladimir Putin habe
sich dazu bekannt, sagte See-
hofer nach einem Zusammen-
treffen mit dem russischen
Präsidenten. „Ich habe ihn
mehrfach gefragt: Stehen Sie
dazu? Und er hat gesagt: Oh-
ne Wenn und Aber“, sagte See-
hofer. Zugleich verwies er da-
rauf, dass auch die Ukraine ei-
ne Bringschuld für eine fried-
liche Lösung hat. In der Ost-
ukraine bekämpfen sich pro-
russische Separatisten und uk-
rainische Regierungstruppen
seit 2014.

Am 2. Mai will auch Kanz-
lerin Angela Merkel nach
Moskau reisen.

¥ Aleppo (dpa). Bei einem Luftangriff auf eine Moschee nahe
der Großstadt Aleppo im Norden Syriens sind mindestens 42
Menschen getötet worden. Bei den meisten Opfern handele es
sich um Zivilisten, teilte die syrische Beobachtungsstelle für Men-
schenrechte mit. Dutzende Menschen seien verletzt worden. Ge-
troffen wurde demnach eine Moschee westlich von Aleppo, wäh-
rend dort Gläubige zum Gebet zusammengekommen waren.

¥ Lüneburg (dpa). Atomkraftgegner sind im Streit um Gorle-
ben als möglichen Endlager-Standort für hoch radioaktiven
Atommüll erneut mit zwei Klagen gescheitert. Das niedersäch-
sische Oberverwaltungsgericht wies den Antrag zurück, die aus-
laufende Veränderungssperre für den Salzstock zu verlängern.
Greenpeace und ein Grundbesitzer wollten so verhindern, dass
sich der Bund eine mögliche Nutzung als Endlager offenhält.

(68), Ex-Frau
von US-Präsident Donald
Trump, schreibt an ihren Me-
moiren. Das Werk „Raising
Trump“ soll Mitte September
erscheinen und ein „unpoli-
tisches Buch über Mutter-
schaft, Stärke und Durchhal-
tevermögen“ sein. Ivana und
DonaldTrumpwarenvon1979
bis 1992 verheiratet und ha-
ben drei Kinder. FOTO: DPA

(77), Bun-
despräsident, wird heute zum
Ende seiner fünfjährigen
Amtszeit von der Bundeswehr
mit dem Großen Zapfen-
streich im Park von Schloss
Bellevue verabschiedet. Es ist
die höchste Form militäri-
scher Ehrerweisung. Erwartet
werden 600 Gäste – die Kanz-
lerin befindet sich aber auf der
USA-Reise. FOTO: DPA

PERSÖNLICH

¥ London (AFP). Britische Abgeordnete sollen künftig keine Ver-
wandten oder Geschäftspartner mehr beschäftigen dürfen. Als
Konsequenz aus der Scheinbeschäftigungsaffäre um den fran-
zösischen Präsidentschaftskandidaten François Fillon kündigte
das zuständige Gremium des Parlaments in London eine ent-
sprechende Neuregelung an. Diese sei allerdings nur für neue Ab-
geordnete.
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